
Aktenzeichen: 7 ABR 40/95
Bundesarbeitsgericht 7. Senat Beschluß vom 24. April 1996

- 7 ABR 40/95 -
I. Arbeitsgericht 

Solingen
Beschluß vom 15. März 1995 
- 3 BV 39/94 -

II. Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Beschluß vom 01. August 1995 
- 6 TaBV 40/95 -

Entscheidungsstichwort:
Honoraranspruch eines außerbetrieblichen 
EinigungsStellenbeisitzers

Gesetz:
BetrVG 1972 § 2 Abs. 1, § 37 Abs. 2 und Abs. 6, §§ 40, 76 a

Leitsatz:

Bei der Auswahl der von ihm zu benennenden Mitglieder einer 
Einigungsstelle muß der Betriebsrat nicht prüfen, ob die 
Benennung eines oder mehrerer betriebsfremder Beisitzer 
erforderlich ist.
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7 ABR 40/95
6 TaBV 40/95 Düsseldorf

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
24. April 1996

B e s c h l u ß
Siegel,
Amtsinspektorin
als Urkundsbeamter In dem Beschlußverfahren
der Geschäftsstelle

unter Beteiligung

pp.

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Anhörung vom 24. April 1996 durch den Richter Prof. Dr. 
Steckhan, die Richterin Schmidt und den Richter Düwell sowie die 
ehrenamtlichen Richter Dr. Schiele und Jubelgas für Recht er-
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kannt:
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Die Rechtsbeschwerde der Arbeitgeberin gegen den 
Beschluß des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom
1. August 1995 - 6 TaBV 40/95 - wird zurückgewie­
sen .

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

G r ü n d e  s

A. Zwischen den Beteiligten ist die Honorarzahlung an einen au­
ßerbetrieblichen Beisitzer einer Einigungsstelle streitig.

Die Arbeitgeberin betreibt ein Unternehmen der metallverar­
beitenden Industrie. Bei ihr sind ca. 370 Arbeitnehmer beschäf­
tigt. Zwischen ihr und dem bei ihr gebildeten Betriebsrat kam es 
1990 zu Meinungsverschiedenheiten über die Aufstellung von be­
trieblichen Ausbildungsplänen für kaufmännische und gewerbliche 
Ausbildungsberufe. In einem daraufhin eingeleiteten Bestellungs­
verfahren nach § 98 ArbGG einigten sich die Betriebsparteien vor 
dem Arbeitsgericht auf die Person des Vorsitzenden und die Anzahl 
der Beisitzer, die sie auf jeweils zwei festlegten.

Für diese Einigungsstelle benannte der Betriebsrat neben 
einem für Ausbildungsfragen zuständigen Experten beim Hauptvor­
stand der IG Metall auch den Antragsteller, der hauptberuflich 
als Sachbearbeiter für Bildung und Berufsausbildung der zuständi­
gen regionalen Verwaltungsstelle der IG Metall tätig ist. Gegen­
über dem Betriebsrat erklärte sich die Arbeitgeberin lediglich 
bereit, die Kosten eines betriebsfremden Beisitzers zu tragen.
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Die Arbeitgeberseite war in der Einigungsstelle mit einem be­
triebsfremden und einem betrieblichen Beisitzer besetzt.

Auf der ersten Sitzung der Einigungsstelle am 27. August 
1991 wurden die umstrittenen Fragen der beruflichen Ausbildungs­
pläne eingehend erörtert und die Meinungsverschiedenheiten der 
Betriebsparteien weitgehend beigelegt. Damit war das Einigungs­
stellenverfahren erledigt. An den Vorsitzenden der Einigungsstel 
le zahlte die Arbeitgeberin ein Honorar von 1.044,-- DM; die Ho­
norarforderung des einen vom Betriebsrat benannten betriebsfrem­
den Beisitzers in Höhe von 730,80 DM glich sie ebenfalls aus, 
weigerte sich jedoch, ein in gleicher Höhe geltend gemachtes Ho­
norar an den Antragsteller zu zahlen.

Der Antragsteller trägt vor, ihm stehe für seine Tätigkeit 
in der Einigungsstelle das geforderte Honorar zu. Er sei durch 
Beschluß des Betriebsrats ordnungsgemäß zum Beisitzer der Eini­
gungsstelle bestellt worden. Seine Benennung sei wegen seiner be 
sonderen Kenntnisse der regionalen Ausbildungsgepflogenheiten 
erfolgt.

Der Antragsteller hat beantragt,

die Arbeitgeberin zu verurteilen, an ihn 
730,80 DM nebst 4 % Zinsen seit Zustellung der 
Antragsschrift (05.01.1995) zu zahlen.

Die beteiligte Arbeitgeberin hat beantragt, den Antrag zu­
rückzuweisen. Sie ist der Ansicht, der Betriebsrat habe ange­
sichts der Regelungsmaterie der Einigungsstelle die Benennung
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eines weiteren betriebsexternen Beisitzers nicht für erforderlich 
halten dürfen. Die Hinzuziehung des Betriebsratsvorsitzenden wäre 
zweckmäßiger gewesen. Die Einigungsstelle habe die Anwesenheit 
des Betriebsratsvorsitzenden ohnehin für erforderlich gehalten 
und deshalb mit Mehrheit auch seine Anwesenheit während des Eini­
gungsstellenverfahrens beschlossen. Durch die Hinzuziehung zweier 
betriebsexterner Beisitzer verliere die Einigungsstelle ihren 
Charakter als betriebliche Schlichtungsstelle. Soweit die Arbeit­
geberseite für die Einigungsstellenbesetzung einen betriebsexter­
nen Beisitzer für ausreichend halte, könnten für den Betriebsrat 
aus Gründen der Waffengleichheit keine anderen Maßstäbe gelten.

Das Arbeitsgericht hat den Antrag abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat unter Abänderung der erstinstanzlichen Entschei­
dung antragsgemäß erkannt. Mit der vom Landesarbeitsgericht zuge­
lassenen Rechtsbeschwerde erstrebt die Arbeitgeberin die Wieder­
herstellung der arbeitsgerichtlichen Entscheidung. Der Antrag­
steller hat die Zurückweisung der Rechtsbeschwerde beantragt.

B. Die zulässige Rechtsbeschwerde ist unbegründet. Die Arbeit­
geberin ist verpflichtet, an den Antragsteller für dessen Tätig­
werden als betriebsfremder Beisitzer in einer Einigungsstelle ein 
Honorar in Höhe von 730,80 DM zuzüglich 4 % Zinsen seit dem 
5. Januar 1995 zu zahlen.

1. Das Landesarbeitsgericht ist zutreffend davon ausgegangen, 
daß Anspruchsgrundlage der streitigen Forderung § 76 a Abs. 3 
BetrVG ist. Danach hat ein betriebsfremder Beisitzer gegenüber
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dem Arbeitgeber.einen Anspruch*auf Vergütung seiner Tätigkeit im
V<-

Einigungsstellenverfahren, dessen Höhe sich nach den Grundsätzen 
des § 76 a Abs. 4 BetrVG richtet. §76 a Abs. 3 BetrVG begründet 
einen gesetzlichen Anspruch des betriebsfremden Beisitzers auf 
Vergütung seiner Tätigkeit in der Einigungsstelle. Gegenüber der 
früheren Rechtslage hängt das Entstehen des Honoraranspruchs 
nicht mehr davon ab, ob der Betriebsrat aufgrund des besonderen 
betriebsverfassungsrechtlichen Rechtsverhältnisses, das durch die 
Anrufung der Einigungsstelle entsteht, dem Beisitzer ein Honorar 
zugesagt hat (BAG Beschluß vom 12. Februar 1992, BAGE 69, 331 =
AP Nr. 2 zu § 76 a BetrVG 1972; BAG Beschluß vom 19. August 1992 
- 7 ABR 58/91 - AP Nr. 3 zu § 76 a BetrVG 1972).

2. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht auch angenommen, daß 
der Honoraranspruch dem Grunde nach nur von einer wirksamen Be­
stellung des Antragstellers zum Beisitzer einer für den Betrieb 
der beteiligten Arbeitgeberin gebildeten Einigungsstelle abhängig 
ist.

Der gesetzliche Vergütungsanspruch des § 76 a Abs. 3 BetrVG 
knüpft nach der Rechtsprechung des Senats an die organschaftliche 
Stellung des Beisitzers. Er setzt deshalb eine wirksame Berufung 
in dieses Amt voraus (BAG Beschluß vom 19. August 1992, aaO, zu 
B II 2 a der Gründe). Dazu bedarf es eines Beschlusses des Be­
triebsrats. Dieser Beschluß muß den allgemeinen Wirksamkeitsvor­
aussetzungen genügen (vgl. BAG Urteil vom 23. August 1984,
BAGE 46, 258 = AP Nr. 17 zu § 103 BetrVG 1972), die vorliegend 
nicht streitig sind. Tatsachen dafür, daß der maßgebliche Be-
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Schluß hinsichtlich der Benennung des Antragstellers zum Beisit­
zer der Einigungsstelle Verfahrens fehlerhaft zustande gekommen 
ist, sind weder von der Arbeitgeberin vorgetragen noch sonst er­
sichtlich .

3. Der Beschluß des Betriebsrats auf Benennung des Antragstel­
lers zum außerbetrieblichen Beisitzer ist auch nicht aus sonsti­
gen Gründen unwirksam. Bei der Bestellung der von ihm zu benen­
nenden Beisitzer einer Einigungsstelle wird die Auswahlbefugnis 
des Betriebsrats nicht durch das Merkmal der Erforderlichkeit be­
schränkt .

a) Zur Lösung von Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeitge­
ber und Betriebsrat, die nicht im Wege von Verhandlungen ausge­
räumt werden können, sieht § 76 BetrVG die Bildung einer Eini­
gungsstelle vor. Die Einigungsstelle ist ein vom Betriebsrat und 
Arbeitgeber gemeinsam getragenes Organ der Betriebsverfassung.
Mit ihrer Anrufung entsteht zwischen den Betriebsparteien ein be­
sonderes betriebsverfassungsrechtliches Rechtsverhältnis. Inhalt 
dieses Rechtsverhältnisses ist nach § 76 Abs. 2 Satz 1 BetrVG 
auch die Befugnis des Betriebsrats, die Beisitzer auf Arbeitneh­
merseite in der zuvor mit dem Arbeitgeber vereinbarten oder vom 
Arbeitsgericht in einem Verfahren nach § 98 ArbGG festgesetzten 
Zahl zu bestellen (BAG Beschluß vom 14. Dezember 1988 - 7 ABR 
73/87 - AP Nr. 30 zu § 76 BetrVG 1972, zu C II 1 der Gründe, 
m.w.N.).

Die Befugnis zur Bestellung von Beisitzern ist nicht auf
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einen bestimmten Personenkreis beschränkt. Beide Betriebsparteien 
können demnach auch Personen in die Einigungsstelle berufen, die 
nicht dem Betrieb angehören (BAG Beschluß vom 14. Dezember 1988, 
aaO; Fitting/Kaiser/Heither/Engels, BetrVG, 18. Aufl., § 76 
Rz 10? Kreutz, GK-BetrVG, 5. Auf!., § 76 Rz 39 ff.? Däubler/
Kittner/Klebe, BetrVG, 5. Aufl., § 76 Rz 25 ff.? Hess/Schloch-
auer/Glaubitz, BetrVG, 4. Aufl., § 76 Rz 35 ff.; Pünnel, Die
Einigungsstelle des BetrVG 1972, 3. Aufl., Rz 36 ff.). Das hat 
der Gesetzgeber durch die Schaffung unterschiedlicher Vergü­
tungsregelungen für betriebliche und betriebsfremde Beisitzer in 
§ 76 a Abs. 2 und Abs. 3 BetrVG auch anerkannt.

b) Für die Auswahlentscheidung des Betriebsrats hinsichtlich 
der von ihm zu benennenden Beisitzer ist in erster Linie das Ver­
trauen in die Person des Beisitzers maßgebend. Er muß für den Be­
triebsrat die Gewähr dafür bieten, die streitigen Regelungsfragen 
in Verhandlungen mit dem Arbeitgeber einer Konfliktlösung zuzu­
führen und dabei die Interessen der vom Betriebsrat vertretenen 
Belegschaft angemessen zu wahren. Ob der Betriebsrat eine oder 
mehrere geeignete Personen seines Vertrauens auch betriebsintern 
hätte finden können, schränkt nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts seine Auswahlbefugnis nicht ein (Beschluß 
vom [B Mai 1984 - 6 ABR 60/80 - AP Nr. 15 zu § 76 BetrVG 1972? 
Beschluß vom 31. Juli 1986 - 6 ABR 79/83 - AP Nr. 19 zu § 76 
BertrVG 1972). § 76 Abs. 2 BetrVG enthält keine Beschränkung da­
hingehend, daß der Betriebsrat neben einem außerbetrieblichen 
Beisitzer stets einen betrieblichen Beisitzer zu benennen hat.
Das verbietet sich auch .schon deswegen, weil kein Arbeitnehmer
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zur Übernahme einer Beisitzertätigkeit verpflichtet ist und es 
auch nicht zu den Amtspflichten der Betriebsratsmitglieder ge­
hört, als Beisitzer in einer Einigungsstelle tätig zu werden. In 
diesem Zusammenhang kann auch der Ansicht der Rechtsbeschwerde, 
der Betriebsrat müsse aus Gründen der Waffengleichheit bei der 
Auswahl der von ihm zu bestellenden Beisitzer Rücksicht auf die 
Auswahlentscheidung des Arbeitgebers nehmen, nicht gefolgt wer­
den .

c) Die Befugnis des Betriebsrats, mehrere honorarberechtigte 
Beisitzer zu benennen, hat das Bundesarbeitsgerichts in ständiger 
Rechtsprechung anerkannt. In dem Beschluß vom 11. Mai 1976 
(- 1 ABR 37/75 - AP Nr. 3 zu § 76 BetrVG 1972) hat der Erste 
Senat es für zulässig erachtet, daß der Betriebsrat mit Gewerk­
schaftsfunktionären Honorarvereinbarungen über ihre Tätigkeit als 
Beisitzer von Einigungsstellen schließt. Dieser Auffassung hat 
sich der Sechste Senat angeschlossen (Beschluß vom 15. Dezember 
1978 - 6 ABR 93/77 - AP Nr. 6 zu § 76 BetrVG 1972; Beschluß vom 
14. Januar 1983 - 6 ABR 67/79 - AP Nr. 12 zu § 76 BetrVG 1972; 
Beschluß vom 1. Dezember 1983 - 6 ABR 6/81 - AP Nr. 13 zu § 76 
BetrVG 1972; Beschluß vom 3. Mai 1984 - 6 ABR 60/80 - AP Nr. 15 
zu § 76 BetrVG 1972; Beschluß vom 31. Juli 1986 - 6 ABR 79/83 - 
AP Nr. 19 zu § 76 BetrVG 1972). Auch der Siebte Senat hat den Be­
triebsrat für berechtigt gehalten, betriebsfremde Personen zu be­
nennen, die nur bereit sind, gegen Honorar diese Beisitzertätig­
keit zu übernehmen, wenn andere Personen seines Vertrauens für 
diese Aufgabe nicht zur Verfügung gestanden haben (Beschluß vom
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14. Dezember 1988 - 7 ABR 73/87 - AP Nr. 30 zu § 76 BetrVG 1972).

Mit der Benennung eines oder mehrerer außerbetrieblicher 
Beisitzer für die Mitwirkung in der Einigungsstelle bringt der 
Betriebsrat zum Ausdruck, daß diese Personen sein Vertrauen ge­
nießen, die Interessen der Arbeitnehmer in Verhandlungen mit der 
Arbeitgeberseite zu wahren und durch das Erarbeiten von Kompro­
missen eine für beide Betriebsparteien annehmbare Konfliktlösung 
zu erreichen. Ob ein solches Vertrauen gerechtfertigt ist, ent­
zieht sich gerichtlicher Nachprüfung. Von daher hat das Bundesar­
beitsgericht für die Konkretisierung der Auswahlentscheidung des 
Betriebsrats stets die Behauptung für ausreichend erachtet, dem 
Betriebsrat habe betriebsintern keine Person zur Verfügung ge­
standen, die in der Lage und auch Willens gewesen sei, in der Ei­
nigungsstelle als Beisitzer der Arbeitnehmerseite tätig zu werden 
(Beschluß vom 6. April 1973, BAGE 25, 174 = AP Nr. 1 zu § 76 
BetrVG 1972 und die Entscheidungen des Sechsten Senats unter AP 
Nr. 6, 12, 13, 15 und 19 zu § 76 BetrVG 1972). Eine solche Erklä­
rung hat der Betriebsrat zwar vorliegend nicht ausdrücklich abge­
geben, sie kommt aber in seiner Auswahlentscheidung konkludent 
zum Ausdruck.

d) Der Honoraranspruch des außerbetrieblichen Beisitzers hängt 
nicht davon ab, ob seine Benennung im einzelnen erforderlich ge­
wesen ist. Mit der Neuregelung der Vergütungsansprüche außerbe­
trieblicher Beisitzer in § 76 a Abs. 3 BetrVG hat der Gesetzgeber 
deren Honoraransprüche nach Grund und Höhe einer gesetzlichen Re-

10
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


10

gelung zugeführt. Unabhängig von den Erwägungen, die den Be­
triebsrat zur Bestellung eines betriebsfremden Beisitzers veran­
lassen, entsteht ein Vergütungsanspruch bereits kraft Gesetzes, 
wenn der Betriebsrat den Bestellungsbeschluß verfahrensfehlerfrei 
faßt, der Beisitzer die Bestellung annimmt und in der Einigungs­
stelle tätig wird (BAG Beschluß vom 19. August 1992, aaO, zu B II 
2 a der Gründe; Fitting/Kaiser/Heither/Engels, aaO, § 76 a Rz 15; 
Däubler/Kittner/Klebe, aaO, § 76 a Rz 17; Schäfer, NZA 1991, 836,
840; MünchArbR/Joost, § 312 Rz 11; a.A. Kreutz, GK-BetrVG, ,,
5. Aufl., § 76 a Rz 23 ff.). Angesichts des klaren Wortlauts die­
ser Vorschrift und der dazu gehörenden Regelung der Vergütungshö­
he in § 76 Abs. 4 BetrVG hätte eine Beschränkung des Honoraran­
spruchs nach Grund und Höhe unter Erforderlichkeitsgesichtspunk­
ten eindeutig zum Ausdruck kommen müssen. Eine so gewollte Ein­
schränkung hätte auch nahe gelegen, weil bereits nach früherem 
Recht die Heranziehung außerbetrieblicher Beisitzer schon dann 
nicht beanstandet worden ist, wenn der Betriebsrat betriebsange- 
hörige Personen seines Vertrauens für diese Tätigkeit nicht fin­
den konnte. Die Auffassung der Rechtsbeschwerde, die Auswahlent- ••
Scheidung des Betriebsrats sei an denjenigen Maßstäben zu messen, 
die an Betriebsratsbeschlüsse zur Erforderlichkeit der Arbeitsbe­
freiung für die Erledigung von Betriebsratsaufgaben, von Schu­
lungsbesuchen und hinsichtlich der Geschäftsführungskosten ge­
stellt werden, findet im BetrVG keine Stütze. Es ist zwar allge­
mein anerkannt, daß Kosten nach § 40 Abs. 1 und Abs. 2 BetrVG und 
§ 37 Abs. 2 und Abs. 6 BetrVG nur dann vom Arbeitgeber zu tragen 
sind, wenn sie für die Erfüllung der Betriebsratsaufgaben erfor-
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derlich sind (BAG Beschluß vom 19. April 1989, BAGE 61, 333, 336 
= AP Nr. 35 zu § 80 BetrVG 1972, zu B I 1 der Gründe, m.w.N.). 
Daraus folgt jedoch nicht, daß der Betriebsrat auch die Ausübung 
seiner Mitbestimmungsrechte und deren Sicherung durch ein Eini­
gungsstellenverfahren unter den Vorbehalt der Erforderlichkeit zu 
stellen hat.

Schließlich steht die Auswahlentscheidung des Betriebsrats 
auch im Einklang mit dem Grundsatz des § 2 Abs. 1 BetrVG. Inso­
weit hat das Bundesarbeitsgericht verlangt, daß die von ihm aus­
gewählte Person hinsichtlich ihrer Kenntnisse und Erfahrungen be­
züglich der Regelungsmaterie nicht offensichtlich ungeeignet sein 
darf. Gemessen daran ist die streitige Auswahlentscheidung nicht 
zu beanstanden, da der Antragsteller als Sachbearbeiter in Aus­
bildungsfragen über besondere Kenntnisse der regionalen Ausbil­
dungsgepflogenheiten und -modalitäten verfügt hat und damit ge­
eignet war, in einer Einigungsstelle mitzuwirken, die sich mit 
der Aufstellung von Ausbildungsplänen für kaufmännische und ge­
werbliche Berufe befaßt hat. Anhaltspunkte dafür, daß die Aus­
wahlentscheidung des Betriebsrats auf sachwidrigen Gründen beru­
he, weil sie etwa dazu dienen sollte, die Kosten der Einigungs­
stelle zu erhöhen und damit einen Einigungsdruck auf den Arbeit­
geber auszuüben, stellen sich danach nicht.

4. Entgegen der Meinung der Rechtsbeschwerde kann die Auswahl­
befugnis des Betriebsrats auch nicht im Hinblick auf den Schwie­
rigkeitsgrad der in einer Einigungsstelle zu behandelnden Rege­
lungsfragen beschränkt werden. Die Einigungsstelle kann ihre
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Schlichtungsfunktion nur erfüllen, wenn beide Betriebsparteien 
das Verfahren mit dem ernsthaften Willen betreiben, eine einver­
nehmliche Regelung herbeizuführen. Um dieses Ziel zu erreichen, 
kann es auf Seiten des Betriebsrats auch bei einfach gelagerten 
Sachverhalten naheliegend sein, außerbetriebliche Personen zu be­
nennen, die eine gewisse Distanz zu den bisherigen Verhandlungen 
aufweisen und gerade dadurch zu einer schnellen Beilegung der 
Meinungsverschiedenheiten beitragen können. Die von der Rechtsbe­
schwerde offenbar angestellte Erwägung, bei einfach gelagerten 
Sachverhalten sei die Mitwirkung außerbetrieblicher oder mehrerer 
außerbetrieblicher Beisitzer von vornherein entbehrlich, ist 
nicht zwingend. Auch in solchen Regelungsfragen können Meinungs­
verschiedenheiten der Betriebsparteien tiefgreifend und nur mit 
Hilfe Außenstehender zu lösen sein. Das von der Rechtsbeschwerde 
geforderte Korrektiv findet sich in dem Bestellungsverfahren nach 
§ 98 ArbGG. Danach entscheidet das Arbeitsgericht über die Zahl 
der Einigungsstellenmitglieder, wobei der Arbeitgeber die Mög­
lichkeit hat, durch entsprechenden Sachvortrag darauf hinzuwir­
ken, bei sehr einfach gelagerten Einigungsstellenverfahren die 
Anzahl der Beisitzer auf das gesetzlich vorgesehene Mindestmaß zu 
beschränken. Einigt sich der Arbeitgeber, wie vorliegend, mit dem 
Betriebsrat auf eine bestimmte Zahl der Beisitzer, kann er nicht 
durch die Beschränkung der Auswahlbefugnisse der anderen Be­
triebspartei auf eine Kostenverringerung dringen. Das Ziel, die 
Kosten von Einigungsstellenverfahren zu verringern, verfolgt das 
BetrVG durch die Vergütungsregelungen des § 76 a Abs. 2 und 
Abs. 3. Daß es bisher entgegen § 76 a Abs. 4 Satz 1 BetrVG unter­
blieben ist, eine entsprechende Vergütungsregelung im Wege der
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Rechtsverordnung zu erlassen, kann nicht durch die Beschränkung 
der Auswatilbefugnisse einer Betriebspartei ausgeglichen werden.

5. Der Rechtsbeschwerde kann auch nicht darin zugestimmt wer­
den, durch die Benennung von zwei externer Beisitzern habe die 
Einigungsstelle ihren Charakter als innerbetriebliche Schlich­
tungsstelle verloren. Eine Einigungsstelle behält ihre betriebli­
che Schlichtungsfunktion auch dann, wenn sie ausschließlich mit 
außerbetrieblichen Beisitzern besetzt ist. Es mag zwar häufig die 
Teilnahme eines Betriebsratsmitglieds zweckmäßig sein, zwingend 
geboten ist sie jedoch nicht (BAG Urteil vom 6. Mai 1986, BAGE 
52, 24, 26 f. = AP Nr. 8 zu § 128 HGB, zu I 1 der Gründe; BAG Be­
schluß vom 14. Dezember 1980, aaO).

6. Das vom Antragsteller verlangte Honorar ist der Höhe nach 
nicht zu beanstanden. Ob der Arbeitgeber aus Gleichbehandlungs­
gründen gehalten war, beide außerbetrieblichen Beisitzer auf Ar­
beitnehmerseite in gleicher Höhe zu honorieren, bedarf keiner 
Entscheidung. Die vom Antragsteller vorgenommene Leistungsbestim­
mung ist nicht unangemessen. Die Arbeitgeberin hat keine Umstände 
dafür vorgetragen, nach denen die Angemessenheit der Honorarfor- 
derung entsprechend den Grundsätzen des § 76 a Abs. 4 Satz 3 - 5  
BetrVG in Zweifel gezogen werden könnte.

7. Der Zinsanspruch ergibt sich aus den §§ 291, 288 Abs. 1 BGB.

Steckhan Düwell Schmidt
Schiele Jubelgas
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